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	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Artikel 20a

	
	Ausschluss von der Teilnahme bestimmter Stellen, einschließlich Unternehmen, wegen schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und/oder aufgrund schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen

	
	

	
	Gemäß Artikel 136 Absatz 1 Buchstabe c der Haushaltsordnung kommen Stellen, einschließlich Unternehmen, wegen schwerwiegenden beruflichen Fehlverhaltens nicht für eine Teilnahme an dem Rahmenprogramm für Forschung und Innovation „Horizont Europa“ infrage, wenn sie schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und/oder schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen begangen haben. 

	
	Dies gilt für

	
	[bookmark: _GoBack]a) Stellen, einschließlich Unternehmen, die auf der Grundlage dokumentierter Beweise mit ihrer Tätigkeit zur Begehung oder Aufrechterhaltung von unrechtmäßigen Handlungen eines Staates beitragen, wie die Androhung oder Anwendung von Gewalt gegen die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates oder die gewaltsame Inbesitznahme von besetztem Gebiet durch militärische Besetzung, Annexion und/oder die Umsiedlung der Zivilbevölkerung des Besatzungsstaates in das besetzte Gebiet und Verweigerung des Rechts auf Selbstbestimmung der Völker, wenn der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder der Internationale Gerichtshof diese Handlungen als Verstoß gegen die Grundsätze und Zwecke der Charta der Vereinten Nationen, schwerwiegende Verletzungen der zwingenden Normen des Völkerrechts und/oder eklatante Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht bezeichnet haben;

	
	b) Einrichtungen, einschließlich Unternehmen, die Waffen oder Güter mit doppeltem Verwendungszweck herstellen oder Dienstleistungen erbringen, die nach dokumentierten Beweisen und Kenntnis der Union von staatlichen oder nichtstaatlichen Parteien in Fällen von Völkermord, bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit, schweren Verstößen gegen die Genfer Konventionen von 1949, Angriffen auf zivile Einrichtungen oder die geschützte Zivilbevölkerung oder bei anderen Kriegsverbrechen im Sinne der internationalen Übereinkünfte, denen die Union oder ihre Mitgliedstaaten als Vertragspartei angehört bzw. angehören, genutzt werden oder genutzt werden könnten.
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